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Haltung in dieser Frage ihre Neutralität verletzt. Man hat nur davon gesprochen, dass unser Ver­
halten nicht einer richtigen Neutralitätspolitik entspreche, und sicherlich wäre es unklug für einen 
neutralen Staat, in seiner Diplomatie nach aussen mit Hypothesen zu rechnen, die sich einseitig 
gegen eine Mächtegruppe richten. Deshalb sollten wir auch in Zukunft solchen Erklärungen gegen­
über eine Haltung einnehmen, die nicht als Annahme ausgelegt werden kann.

Noch beifügen möchte ich, dass nicht Herr von Weizsäcker, aber der italienische Botschafter 
mir gegenüber behauptete, unsere Stellungnahme sei die gleiche wie diejenige von Rumänien und 
Griechenland. Ich habe mich bei meinen Kollegen dieser Länder erkundigt, die mir bestätigten, 
dass diese Behauptung unzutreffend ist. Sowohl Griechenland wie Rumänien haben die Hilfsver­
sprechen angenommen, während wir dazu nicht Stellung nahmen.

Wenn ich Ihnen in dieser Frage noch persönlich so ausführlich schreibe, so tue ich es deshalb, 
um zu vermeiden, dass man der Deutschen Gesandtschaft eine Auskunft gibt, die mit meinen 
Erklärungen hier im Widerspruch sein und die zu neuen «Bedenken» Anlass geben könnte.
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Le Chef de l’Office de guerre pour les transports du Département de 
l ’Economie publique, E. Matter, 

au Chef du Département de l ’Economie publique, H. Obrecht

Copie
L  Verhandlungen mit Deutschland über 

die Sicherstellung der Schweiz mit
lebenswichtigen Gütern Bern, 22. Juli 1939

Nach langen Verhandlungen kam am 28. Juni 1939 zwischen dem auswärti­
gen Amt in Berlin und unserer Gesandtschaft eine grundsätzliche Verständi­
gung zu Stande über die Wünsche, die die Gesandtschaft der deutschen Regie­
rung mit Notiz vom 24. September 1938 unterbreitet h a tte 1. Dem Gesuche, es 
möchte mir nun Gelegenheit gegeben werden, gewisse, die Transporte betref­
fenden Fragen mit den zuständigen deutschen Stellen zu besprechen, wurde 
entsprochen. Die bezüglichen Verhandlungen fanden am 19. und 20. Juli in 
Berlin statt.

Die deutsche Regierung hatte in einer Erklärung vom 28. Ju n i2 ihre Bereit­
willigkeit zum Ausdruck gebracht, auch im Falle eines Krieges dafür zu sorgen, 
dass der Transport lebenswichtiger Güter nach der Schweiz im Durchgangsver­
kehr nach Möglichkeit aufrecht erhalten bleibt. Dadurch wurde einem in der 
Note vom 24. September 1938, die unser Gesandter dem auswärtigen Amt 
übergeben hatte, geltend gemachten, wichtigsten Wunsche entsprochen. Es 
erhob sich nun die Frage, ob nicht gewisse Einzelheiten über die Durchführung

1. E 2001 (D) 3/235.
2. Cf. annexe au N° 110.
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des Durchgangsverkehrs durch Deutschland schon heute geregelt werden 
könnten. Dieser Verkehr lässt sich nach seiner H erkunft in drei Gruppen ein­
teilen, nämlich in solchen von den östlichen Staaten, von den skandinavischen 
Ländern, sowie von den Niederlanden und von Belgien mit Einschluss der 
überseeischen Transporte. Die deutsche Vertretung stellte sich auf den Stand­
punkt, dass es nicht möglich sei, hierüber heute bestimmte Abmachungen zu 
treffen, weil nicht vorauszusehen sei, wie die Dinge sich im Kriegsfall ent­
wickelten. Die oben erwähnte Note vom 28. Juni enthalte die Zusicherung, 
dass die deutsche Regierung die der jeweiligen Sachlage entsprechenden Mass­
nahmen treffen werde, um der übernommenen Verpflichtung nachzukommen. 
Die Erklärung schliesse auch die Entsprechung des in der Notiz der schweizeri­
schen Gesandtschaft vom 24. September 1938 enthaltenen Wunsches in sich, 
dass die für die Schweiz bestimmten Güter, die sich bei Ausbruch eines Krieges 
in Deutschland befinden oder dorthin unterwegs sind, ungehindert in die 
Schweiz durchgelassen werden.

Ein Begehren um Abgabe von Lokomotiven als Ausgleich für die der 
deutschen Reichsbahn durch die Durchführung des Durchgangsverkehrs nach 
der Schweiz entstehenden Leistungen wurde nicht gestellt. Beim Weltkrieg 
sind den Grh. Badischen Eisenbahnen vom Februar 1917 bis Ende des Krieges 
60 S.B.B.-Lokomotiven abgegeben worden. Der Umstand, dass nicht heute 
schon ein bezügliches Begehren gestellt wurde, schliesst natürlich nicht aus, 
dass später ein solches Verlangen geltend gemacht wird.

Bemerkenswert ist, dass die Frage bezüglich des Verbrauchs der nach der 
Schweiz durchgelassenen oder ihr gelieferten Güter nicht aufgerollt wurde.

Ich unterbreitete noch folgende Wünsche:
a) es möchte von der Requisition von Schiffen, die die Schweiz gegebenen­

falls für den Kriegsfall vorsorglich chartert, abgesehen werden,
b) Schiffe, die ausschliesslich mit Frachten für die Schweiz geladen sind, 

möchten unbehelligt gelassen werden.
Die deutsche Vertretung, die an der ersten Besprechung vom 19. Juli teil­

genommen hatte, erklärte, für die Behandlung dieser Fragen nicht zuständig 
zu sein. Sie müssten dem auswärtigen Amt unterbreitet werden.

Das Ergebnis der Verhandlungen wurde im mitfolgenden Aktenvermerk 
zusammen gefasst.

Über die unter a) und b) erwähnten Punkte fertigte unsere Gesandtschaft die 
in Abschrift beiliegende Notiz au s3. Diese wurde dem Unterstaatssekretär 
W oermann durch unsern Minister, Herrn Legationssekretär Escher und den 
Unterzeichneten übergeben. Herr Minister Frölicher konnte der Besprechung 
nur teilweise beiwohnen, weil er kurz nach deren Beginn zu einer Audienz beim 
Staatssekretär Weizsäcker eingeladen war.

3. Non reproduites; il s ’agit de deux notices dans lesquelles la délégation suisse retient q u ’elle 
a soum is le problèm e à l ’Allemagne. La Suisse s ’engagerait notam m ent à ce que: Der Abgang 
solcher Schiffe wird den kriegführenden Parteien unter Bekanntgabe der Ladung und des konti­
nentaleuropäischen Bestimmungshafens mitgeteilt. Diese Schiffe tragen die Flagge des neutra­
len Landes, in dem sie registriert sind und würden zur besonderen Kenntlichmachung an den 
Seitenwänden mit dem schweizerischen Hoheitszeichen versehen werden. Cf. N ° 131.
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Herr Unterstaatssekretär Woermann erklärte, dass er die aufgeworfenen 
Fragen durch die zuständigen Amtsstellen prüfen und die Antwort unserer 
Gesandtschaft zukommen lassen werde. Er versprach auch, meinem dringen­
den Wunsche um Herbeiführung eines baldigen Entscheides entsprechen zu 
wollen. Ich verschwieg natürlich nicht, dass englischerseits bereits Zusicherun­
gen im Sinne unserer Wünsche gegeben worden sind.

Das Ergebnis der Verhandlungen darf als zufriedenstellend bezeichnet wer­
den. Ich erhielt den Eindruck, dass man deutscherseits bereit ist, der eigenarti­
gen Lage, in der die Schweiz sich befindet, Rechnung zu tragen. Die drei ersten 
Vertreter des Reichsverkehrsministeriums, deren Namen im Aktenvermerk 
aufgeführt sind, kannte ich seit Jahren von meiner früheren Amtstätigkeit her.
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Proposition du Département politique au Conseil fédéral1 

B.51.10.5.SB
Aufruf der sozialdemokratischen Partei Bern, 26. Juli 1939

Die sozialdemokratische Partei der Schweiz erlässt einen Aufruf an das 
Schweizervolk2, in welchem eine Anzahl von Leitsätzen programmatischen 
Inhalts aufgestellt sind. Der Aufruf enthält folgende Stelle:

«Welche Aussempolitik will das Schweizervolk?
Keine ängstliche Verehrung von Grösse und Macht. Keine Bücklinge vor den 

Tyrannen der Welt. Keine Neutralisierung der öffentlichen Meinung und der 
Presse.

Sondern eine tapfere und stolze Haltung, die das Recht vor die Gewalt setzt, 
die eine von jeder fremden Beeinflussung unabhängige, wahre Neutralität 
pflegt, die mit allen Staaten korrekte, mit den demokratischen freundschaft­
liche Beziehungen unterhält und damit die vornehmste Mission der Schweiz 
erfüllt: Dem Frieden zu dienen.»

In dem letzten Satz wird unzweideutig die Forderung nach unterschiedlicher 
Behandlung der sog. demokratischen und der «nichtdemokratischen» Staaten 
erhoben. Diese Forderung steht nicht nur im Widerspruch zu der Neutralitäts­
erklärung des Bundesrates von 21. März 19383, sondern auch zu der Erklä­
rung der sozialdemokratischen Fraktion, die mit den übrigen Fraktionen der 
damaligen Haltung des Bundesrates zugestimmt hat. Es wäre geradezu ver-

1. Une copie de cette proposition a été adressée aux Conseillers fédéraux Pilet-Golaz, Wetter 
et Minger, ainsi qu ’au Chancelier de la Confédération Bovet.
2. Non reproduit.
3. Cf. Bulletin sténographique de l’Assemblée fédérale, 13e session de la 30e législature, séance 
du 21 mars 1938, Déclaration sur les événements d’Autriche, pp. 149-151.
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